
basel.land. BaZ  |  Mittwoch, 15. Dezember 2010  |  Seite 28

glückwunsch

95. Geburtstag
Allschwil. Seinen 95. Geburtstag feiert 
heute am Narzissenweg Adolf Holzer-
Maurer. Die Basler Zeitung gratuliert zu-
sammen mit den Angehörigen von gan-
zem Herzen und wünscht ihm weiterhin 
viel Lebensfreude und beste Gesundheit.
gratulationen@baz.ch

Der Kelch geht am Jugendhaus vorbei
Birsfelden. Gemeindeversammlung bewahrt das «Lavater» vor Stellenkürzung

georg schmidt

Erstmals legte der Gemeinderat 
seinen Integrierten Aufgaben- und 
Finanzplan vor. Das neue Instrument 
führt Aufgaben, Leistungen und 
Ausgaben zusammen. 

Der grosse Gewinner der Gemeinde­
versammlung ist das Jugendhaus 
Lavater. Eine klare Mehrheit der Stimm­
berechtigten lehnte es am Montag­
abend ab, dessen Stellenetat von 160 
auf 100 Prozent zu kürzen, was Ein­
sparungen von jährlich 80 000 Franken 
gebracht hätte. Viele Redner lobten die 
Arbeit des Jugendhauses und warnten, 
wenn man hier spare, müsse man später 
bei den Sicherheitskosten drauflegen. 
Der Appell eines älteren Herrn, doch 
bitteschön in den sauren Apfel zu beis­
sen, erreichte weder die Jugendlichen 
auf der Galerie der Aula im Rheinpark-
Schulhaus noch die Stimmberechtigten 
unten im Saal.

Doch nicht nur das Jugendhaus 
sorgte für eine engagierte, aber sach­
lich geführte Debatte. Die angekündigte 
Sparübung (BaZ vom 3.12.) hatte viele, 
sehr viele Birsfelderinnen und Birsfel­
der angelockt – und einige Anträge pro­
voziert. Eine Mehrheit fand etwa der 
SVP-Antrag, die budgetierten Einnah­

men von 2,4 Millionen Franken aus 
dem Verkauf des Rheinpark-Schul­
hauses an den Kanton wieder aus dem 
Voranschlag zu kippen. Auch die Rech­
nungsprüfungskommission (RPK) zeig­
te sich ungewiss, ob der Gewinn tat­
sächlich schon 2011 zu verbuchen ist.

gerettet und gestrichen. Mit oder 
ohne Sekundarschulverkauf im Jahr 
2011: Noch-Finanzchef Walter Märki 
sprach von einem «strukturellen Defizit 
von einer Million Franken pro Jahr» – 
dem Grund, der Gemeindeversamm­
lung budgetwirksame Einsparvor­
schläge in der Höhe von 200 000 Fran­
ken vorzulegen.

Ein weiterer Antrag der SVP, die 
Kosten aller Departemente pauschal 
um drei Prozent zu kürzen, was 1,2 Mil­
lionen entspricht, sollte Schiffbruch er­
leiden. «Der Gemeinderat soll schauen, 
wie er das macht», hatte ein SVP-Spre­
cher für die Kürzung geworben. «Das ist 
unseriös und ungerecht gegenüber je­
nen Dienststellen, die bereits Sparopfer 
erbracht haben», konterte Märki. Dass 
der Gemeinderat erstmals einen Integ­
rierten Aufgaben- und Finanzplan vor­
legte, machte die Sache nicht einfacher, 
weil dieser nicht mit Einzelpositionen, 
sondern mit Globalbudgets arbeitet.

Einen Erfolg verzeichneten den­
noch die Nähkurspromotorinnen, die 

einige Tausend Franken retten konnten. 
Bluten müssen dagegen die Energie­
stadt und die Info-Veranstaltungen zu 
Umwelt und Energie (minus 13 000 
Franken). Ganz gestrichen aus dem In­
vestitionsprogramm wurde eine unter­
irdische Sammelstelle an der Bruder­
holzstrasse (60 000 Franken) – am stark 
sanierungsbedürftigen Sternenfeld-
Schulhaus hingegen wird nicht gespart. 
Bezahlwillig zeigten sich die Stimm­
berechtigten gleichzeitig bei Krematio­
nen und Bestattungen, die kostenpflich­
tig werden, und bei der Musikschule, 
wo die Elternbeiträge abgestuft nach 
Einkommen erhöht werden. 

noch nicht zu ende. «Wir haben keine 
grossen Einsparungen erreichen kön­
nen», bilanzierte Gemeindepräsident 
Claudio Botti, «immerhin stehen wir 
punkto Einnahmen etwas besser da.» 
Mit der Gemeindeversammlung ist die 
Arbeit denn auch nicht zu Ende: Die 
RPK erklärte an die Adresse des 
Gemeinderats, man werde keine weite­
re Verzögerung bei der Lösung des 
strukturellen Finanzproblems dulden 
und künftige Voranschläge mit roten 
Zahlen zur Ablehnung empfehlen.

Gute Stimmung. Die Betreuung der Jugendlichen durch das «Lavater»-Team muss nicht eingeschränkt werden.  Foto Manuela Vonwiller

Finanzausgleich macht nervös
Binningen. Einwohnerrat genehmigt Budget 2011 nur knapp

rolf zenklusen

Die reichste Baselbieter Gemeinde 
rechnet 2011 mit einem satten 
­Defizit. Schuld daran sei vor allem 
der neue Finanzausgleich, war man 
sich im Einwohnerrat einig – doch 
auch der Gemeinderat musste sich 
heftige Kritik gefallen lassen.

Mit Mühe und Not hat der Gemein­
derat das Budget 2011 durch das  
Parlament gebracht: Bei der Schluss­
abstimmung votierten 28 Parlamen­
tarier für den Voranschlag 2011 –  
die nötige Zweidrittelmehrheit von 
26  Stimmen wurde knapp erreicht. 
Gegen das Budget mit einem Fehl­
betrag von 1,9 Millionen stimmten am 
Montagabend alle acht anwesenden 
SVP-Parlamentarier. Die drei Mitglie­
der der Grünen enthielten sich der 
Stimme mit der Begründung, die 
Mehrbelastungen seien bereits letztes 
Jahr absehbar gewesen; dem Gemein­
derat fehle eine Finanzstrategie. Peter 
Buess (EVP), der mit den Grünen eine 
Fraktion bildet, stimmte jedoch wie 
SP, CVP, FDP und der Grünliberale 
Jean-Bernard Urech für das Budget.

Im Rat war man sich einig, dass  
der neue kantonale Finanzausgleich 
hauptverantwortlich für das hohe 
Defizit ist: Der Binninger Anteil steigt 
bereits dieses Jahr um 4,2 auf 11,7 Mil­
lionen, für 2011 wird der gleiche 
Betrag budgetiert. Die SP schlug des­

halb eine Anpassung des Steuerfusses 
von 46 auf 47 Prozent der Staatssteuer 
vor. «Wir dürfen das hohe Defizit nicht 
auf das Eigenkapital abwälzen», sagte 
Severin Brenneisen (SP).

Die FDP wehrte sich dagegen. Bin­
ningen zahle zehn Prozent aller Kan­
tonssteuern – absolut gesehen mehr 
als der ganze Bezirk Sissach, mahnte 
Fraktionschef Markus A. Ziegler. «Mit 
diesem Finanzausgleich hat der Kan­
ton ein Eigentor geschossen.» Wenn 
man die Steuern erhöhe, würden die 
Leute aus dem Baselbiet wegziehen. 
Auch Lukas Metzger (CVP) meinte, 
eine Steuererhöhung «wäre ein voll­
kommen falsches Signal an den Kan­
ton». So wurde das Begehren der SP 
mit 26 zu 9 Stimmen abgelehnt. 

Gelächter und Verärgerung. Die 
SVP setzte sich für eine Senkung der 
Steuern um einen Prozentpunkt ein. 
Fraktionschef Urs-Peter Moos erklärte, 
der Gemeinde stehe zu viel Geld zur 
Verfügung – nur mit einer Steuer­
senkung könne man den Gemeinderat 
zum Sparen zwingen. Mit diesen Äus­
serungen löste Moos lautes Gelächter 
aus, vor allem bei der SP. Ausser der 
SVP selbst stimmte niemand für den 
Antrag. Zudem verärgerte die SVP alle 
Fraktionen mit vielen Detailanträgen 
zum Budget. Diese Anträge hätten in 

der Geschäfts- und Rechnungs­
prüfungskommission gestellt werden 
müssen, sagte Metzger: «Das macht 
diese Partei nur, um in die Zeitung zu 
kommen.» Der CVP-Mann rief dazu 
auf, die Anträge abzulehnen – worauf 
die SVP alle Begehren zurückzog.

Schuldenbremse lockern. «Bin­
ningen steht sehr gut da und ist die 
reichste Gemeinde im Baselbiet», ver­
suchte Gemeindepräsident Charles 
Simon (SP) die Gemüter zu beruhigen: 
Das Eigenkapital betrage fast 13  Mil­
lionen, das Finanzvermögen liege bei 
rund 50 Millionen. Jedoch müsse Bin­
ningen seine Schuldenbremse – die 
strengste im Kanton – lockern. Aktuell 
verlangt die Schuldenbremse einen 
Selbstfinanzierungsgrad von 100 Pro­
zent über acht Jahre. Wegen des neu­
en Finanzausgleichs liegt die Selbst­
finanzierung derzeit bei 89 Prozent; 
für 100 Prozent fehlen 4,7 Millionen.

Einen Vorschlag für die Lockerung 
der Schuldenbremse lege der Gemein­
derat nächstes Jahr vor, sagte Simon. 
Gegen den neuen Finanzausgleich 
habe Binningen mit anderen finanz­
starken Gemeinden Klage eingereicht. 
Diese sei hängig, aber er sehe einen 
Silberstreifen am Horizont. «Es ist gut 
möglich, dass wir schon nächstes Jahr 
nicht mehr so viel bezahlen müssen.»

Politik und Verwaltung sollen  
am selben Strick ziehen
Reinach. Reform der Planungsinstrumente wird umgesetzt

alexandra burnell

Auf Anfang Januar tritt die Rei-
nacher Reform definitiv in Kraft.  
Mit den Änderungen wollen der  
Einwohnerrat, der Gemeinderat und  
die Verwaltung künftig vermehrt  
gemeinsame Strategien verfolgen.

Die Reinacher Reform hat am 
Montag endgültig die Ziellinie über­
schritten: Der Einwohnerrat genehmig­
te an seiner Sitzung alle neun strategi­
schen Sachpläne sowie den Jahres- und 
Entwicklungsplan 2011 bis 2015. «Das 
ist ein historischer Moment», betonte 
Einwohnerratspräsidentin Désirée 
Lang. Die Reinacher Reform tritt damit 
nach mehrjähriger Planung in Kraft, 
was bedeutet, dass Gemeinderat, Ver­
waltung und Einwohnerrat ab 1. Janu­
ar 2011 ausschliesslich mit den neuen 
Instrumenten arbeiten. 

Mit der neu ausgerichteten Politik 
werden künftig mittels strategischer 
Sachpläne die Leitsätze, die wichtigs­
ten Wirkungsziele sowie der Finanzie­
rungsbedarf für die Erbringung der 
Leistungen über mehrere Jahre defi­
niert. Die neun Sachpläne (Bevölke­
rungsdienste und Sicherheit; Freizeit 
und Kultur; Bildung; Soziales; Gesund­
heit; Raum, Bau und Umwelt; Mobili­
tät; Ver- und Entsorgung sowie Finan­
zierung) werden vom Gemeinderat 
erarbeitet und vom Einwohnerrat ver­
ändert und beschlossen. 

Als Steuerungs- und Kontrollinstru­
ment dient künftig der Jahres- und Ent­
wicklungsbericht – er ersetzt das bishe­
rige Budget. Im Jahresbericht werden 
die Leistungen, Wirkungen und Kosten 
der einzelnen Leistungsbereiche für 
das nächste Jahr dargestellt, immer in 
Bezug auf die mehrjährige Strategie 
der Sachpläne. Der Jahresplan wirft 
ausserdem neu den Blick nicht nur auf 
das kommende Jahr, sondern auch auf 
die folgenden.

mehr Einfluss. Hauptziel der Rei­
nacher Reform ist es, Wirkung, Leis­
tung und Kosten zu einem Paket zusam­
menzuschnüren und dadurch einen 
politischen Zickzackkurs zwischen Ein­
wohnerrat und Gemeinderat zu verhin­
dern. Bislang konnte der Einwohnerrat 
mittels Einzelvorlagen und beim  
Budget eingreifen, also während des 
laufenden Budgetjahres neue Projekte 
beschliessen, die zum Teil aber Ende 
Jahr wieder gestrichen wurden. Nun 
arbeitet der Einwohnerrat bei der Stra­
tegie der Sachpläne mit und kann mit­
tels Jahres- und Entwicklungsplan 
Kurskorrekturen vornehmen. Der 
Einwohnerrat kann dadurch mehr 
strategischen Einfluss nehmen auf das 
Geschehen in der Gemeinde. Der 
Gemeinderat erhält auf der operativen 
Ebene einen grösseren Spielraum.

Kredit für neue Brücke am Birsköpfli bewilligt

Birsfelder Anteil. Die Gemeinde-
versammlung hat einen Kredit über 
400 000 Franken für die neue Fuss-
gänger- und Velobrücke am Birs-
köpfli praktisch einstimmig bewilligt. 
Basel-Stadt und Baselland über
nehmen 1,2 Millionen respektive 
800 000 Franken der Kosten für das 
«filigrane Bauwerk» (Gemeinde­

präsident Claudio Botti). Die Birsfel-
der Rechnung wird durch die Inves-
tition nicht belastet – im Gegenteil: 
Die Gemeinde hat 2007 und 2008 
Vorfinanzierungen über 700 000 
Franken gebildet. 300 000 Franken 
davon können nach der Schluss
abrechnung zugunsten der laufen-
den Rechnung aufgelöst werden. gs

nachrichten

Frontalkollision fordert 
Todesopfer

Liestal. Auf der Kantonsstrasse 
zwischen Liestal und Bad Buben-
dorf kam es gestern Abend zu ei-
nem schweren Verkehrsunfall, bei 
dem ein 42-Jähriger tödliche Ver
letzungen erlitt. Zwei Personen
wagen krachten auf der Höhe des 
Neuhofs frontal zusammen, wie die 
Polizei mitteilt. Der 42-Jährige sei 
aus noch ungeklärten Gründen mit 
seinem Auto auf die Gegenfahrbahn 
geraten und dort mit einem korrekt 
fahrenden Fahrzeug kollidiert. Des-
sen Lenkerin wurde schwer verletzt; 
über ihren Gesundheitszustand 
lägen noch keine Informationen vor, 
schreibt die Polizei weiter.

Neue Hürde behindert 
kantonale Spitex
Liestal. Die kantonal tätigen 
Spitexorganisationen werden ab 
dem 1. Januar benachteiligt: Die 
neue Pflegefinanzierung des Kan-
tons zwingt sie, mit allen 86 Ge-
meinden Vereinbarungen zu tref-
fen. Eine der betroffenen Organisa-
tionen, Curavis, kritisiert die neue 
Hürde und spricht von einer «un
gewissen Zukunft» der kantonalen 
Spitexorganisationen. Curavis, die 
aus dem Schwesternverband 
hervorgegangen ist, fordert den 
Spitexverband Baselland auf, eine 
Vermittlerrolle zu übernehmen. Es 
soll eine kantonsweite Leistungs-
vereinbarung mit den Gemeinden 
abgeschlossen werden. -eck

Explosion in Deponie 
wirft weiter Fragen auf
bonfol. Das Collectif Bonfol ist mit 
den bisherigen Erkenntnissen über 
die Explosion, welche sich im Juli in 
der Chemiemülldeponie Bonfol 
ereignet hat, nicht zufrieden. Die 
Gruppe richtet deshalb einen 
umfangreichen Fragenkatalog an 
die Basler Chemische Industrie.
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